
Anlage 4 zur DVO  
  
Sabbatzeitregelung  
 
  
Präambel  
  
Mit dieser Sabbatzeitregelung soll die Arbeitszeit flexibler gestaltet, die Motivation der 
Mitarbeiter gefördert und damit die Attraktivität des kirchlichen Dienstes für Dienstgeber und 
Mitarbeiter erhöht werden. Bei der Sabbatzeitregelung werden Arbeitszeit-Wertguthaben über 
einen längeren Zeitraum angespart und anschließend durch Freistellung abgerufen. Der 
Gesamtumfang der Tätigkeit und dementsprechend auch die Bezüge werden während der 
Laufzeit vermindert. Der Mitarbeiter erbringt zunächst seine Arbeitsleistung im jeweils 
vereinbarten Umfang und spart dadurch ein Wertguthaben im Sinne des § 7 SGB IV in 
Verbindung mit § 7b SGB IV an (Ansparphase). Im letzten Abschnitt der Laufzeit wird der 
Mitarbeiter von seiner Arbeitsverpflichtung freigestellt (Freistellungsphase; sogenannte 
Sabbatzeit). Durch Einbeziehung der Freistellungsphase entsteht ein Teilzeitarbeitsverhältnis. 
Die Bezüge sind während der gesamten Laufzeit gleichmäßig verringert; auch während der 
Sabbatzeit wird die verminderte Vergütung bezahlt.  
  
  
§ 1  
Geltungsbereich  
  
Die Sabbatzeitregelung findet Anwendung im Geltungsbereich der DVO.  
  
  
§ 2  
Antragstellung  
  
(1) Mitarbeiter haben die Vereinbarung einer Sabbatzeitregelung in Textform zu beantragen. 

Der Antrag ist spätestens drei Monate vor Beginn der Laufzeit der Sabbatzeitvereinbarung 
zu stellen. In dieser Zeit sollen sich Dienstgeber und Mitarbeiter über Beginn und Ende der 
Vereinbarung (Absatz 3) einigen.  

  Dem Mitarbeiter ist die Inanspruchnahme der Sabbatzeitregelung zu gewähren, soweit 
nicht dienstliche oder dringende betriebliche Gründe entgegen stehen.  

  
(2) Die Sabbatzeitregelung ist vor Beginn schriftlich zu vereinbaren.  
  
(3) Beginn und Ende der Sabbatzeitregelung richten sich nach der Vereinbarung zwischen 

Dienstgeber und Mitarbeiter.  
  
(4) Bei Wiederaufnahme der Beschäftigung besteht kein Anspruch auf Beschäftigung am 

ursprünglichen Arbeitsplatz.  
  
 
 
 



§ 3  
Verteilung der Arbeitszeit  
  
(1) Durch die Inanspruchnahme der Sabbatzeitregelung wird die arbeitsvertraglich vereinbarte 

Arbeitszeit des Mitarbeiters entsprechend der Vereinbarung geändert.  
  
(2) In der Vereinbarung sind der Zeitraum der Ansparphase sowie der Zeitraum der 

Freistellungsphase festzulegen.  
 

(3) In der Freistellungsphase kann kein Anspruch auf Erholungsurlaub erworben und kein 
Urlaub erteilt werden. Beim Übergang von der Ansparphase zur Freistellungsphase hat der 
Mitarbeiter für jeden vollen Monat der Ansparphase in diesem Kalenderjahr Anspruch auf 
ein Zwölftel des Jahresurlaubs; das gilt nach Beendigung der Freistellungsphase 
entsprechend.  

  
(4) Ein Anspruch auf Arbeitsbefreiung nach § 29 DVO kann während der Freistellungsphase 

nicht geltend gemacht werden.  
  
  
§ 4  
Ansparkonto  
  
(1) In einem Zeitraum bis zu sechs Jahren muss der Mitarbeiter auf einem vom Dienstgeber zu 

führenden Ansparkonto Wertguthaben ansparen, aufgrund derer ihm in der 
Freistellungsphase die Fortzahlung seiner Dienstbezüge zu gewähren ist. Dabei soll die 
Ansparphase vier Fünftel der gesamten Laufzeit der Sabbatzeitregelung nicht 
unterschreiten, das entspricht einer Arbeitszeitreduzierung auf nicht weniger als 80 vom 
Hundert der vor Beginn der Sabbatzeitregelung für den Mitarbeiter vertraglich 
vereinbarten Arbeitszeit. Hiervon kann im Einvernehmen mit dem Dienstgeber 
abgewichen werden.  

  
(2) Angespart wird grundsätzlich die Differenz des Arbeitsentgelts, das der Mitarbeiter für die 

vor der Sabbatzeitregelung vertraglich vereinbarte Arbeitszeit erhält, und des 
Arbeitsentgelts, das der Mitarbeiter für die während der Ansparphase der 
Sabbatzeitregelung vereinbarte Arbeitszeit erhält.  

  
(3) Für die Leistung von Mehrarbeits- und Überstunden sowie für die Dienste zu ungünstigen 

Zeiten gelten die Regelungen des § 8 DVO; diese Ansprüche werden dem Ansparkonto 
nicht gutgeschrieben; sie sind dem Mitarbeiter nach den einschlägigen Regelungen der 
DVO zu gewähren.  

  
(4) Ist der Dienstgeber eine insolvenzfähige juristische Person, sind die Wertguthaben den 

gesetzlichen Bestimmungen entsprechend gegen Insolvenz zu sichern und die getroffenen 
Sicherungsmaßnahmen dem Mitarbeiter gegenüber nachzuweisen.  

  
 

 

 

 



§ 5  
Dienstbezüge  

 
Während der Ansparphase und während der Freistellungsphase erhält der Mitarbeiter die 
vereinbarten Dienstbezüge, die ihm aufgrund der Vereinbarung zustehen. Die Beiträge zur 
Sozialversicherung errechnen sich aus den verminderten Bezügen.  
  
 
§ 6  
Vorzeitige Beendigung  
  
(1) Wird während der Ansparphase die Sabbatzeitregelung aus wichtigen persönlichen 

Gründen vom Mitarbeiter oder aus dringenden dienstlichen oder betrieblichen Gründen 
vom Dienstgeber gekündigt, so wird das Wertguthaben entweder ausgezahlt oder durch 
eine entsprechend verkürzte Freistellungsphase ausgeglichen. Von den Kündigungsfristen 
und -terminen des § 34 DVO und den Maßgaben hierzu in den Anlagen 8, 9 und 11 kann 
einvernehmlich abgewichen werden.  

  
(2) Will ein Mitarbeiter während der Freistellungsphase vor deren Ablauf seine Tätigkeit 

wieder aufnehmen, so ist dies nur mit Zustimmung des Dienstgebers möglich. Mit noch 
verbleibenden Wertguthaben aus der Ansparphase wird gemäß Absatz 1 verfahren.  

  
(3) Fallen Zeiträume ohne Anspruch auf Bezüge (zum Beispiel nach Ablauf des 

Entgeltfortzahlungszeitraums im Krankheitsfall gemäß § 21 Absatz 1 DVO) in die 
Ansparphase, verlängert sich diese um die Zahl der unbezahlten Tage, herabgesetzt im 
Verhältnis der ursprünglich vereinbarten Ansparphase zur gesamten Laufzeit der 
Sabbatzeitregelung; die Freistellungsphase verkürzt sich entsprechend.  

  
  
§ 7  
Todesfall  
  
(1) Auf Verlangen des Dienstgebers hat der Mitarbeiter in der Vereinbarung für den Fall 

seines Todes einen Bezugsberechtigten zu benennen, zu dessen Gunsten die Ansprüche auf 
bis dahin noch nicht fälliges Wertguthaben ausgekehrt werden. Dem Mitarbeiter ist es 
unbenommen, dem Bezugsberechtigten bezüglich der Verwendung des ausgekehrten 
Wertguthabens Auflagen zu erteilen.  

  
(2) Auf Antrag des Mitarbeiters kann gemäß § 7 Absatz 1a Satz 4 SGB IV auch ein anderer 

Verwendungszweck vereinbart werden (zum Beispiel Übertragung des Wertguthabens an 
die zuständige Einrichtung der betrieblichen Altersvorsorge zugunsten einer dort 
bestehenden freiwilligen Zusatzrentenversicherung des Mitarbeiters).  

  
 
 
 
 
 



§ 8  
Inkrafttreten  
  
Diese Sabbatzeitregelung, die am 1. Oktober 2009 in Kraft getreten ist, findet in der 
vorstehenden Fassung ab 1. Januar 2019 Anwendung. Zuvor geschlossene Vereinbarungen über 
Sabbatzeit bleiben unberührt.   
 


